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sjend*Hüsnf»iiMi* d«u> hessischen Allgemeinen Stedentenaus- 
&mm9 gab newte in fileöe« bekannt, daß die tandes-A$ten~ 
ihrer.- jüngsten S)UM8 alt dem sw 12« März 1980 I« Straft 
zur KfÄfüi^; des Ht̂ hfclwlr̂ wiewgiesetses (Anlage 1| be» 
die folgende Erkl&ing beschlossen hat:

Studentenausschüsse

scbtn stellen fest» daß entgegen öffentlichen Er-
w antertllther •Bfidengspglltlker «nt de« aa IU.M 80 In Kraft ge«

*Gesetz zur Änderungdes deehschuirah#engesetm8 keineswegs alle 
•••«ft der .Regi ''verbundenen Sanktionen endgültig beseitigt werden.

Das ifSIS-JWerun ŝgeset« abthült lediglich die Str&htmg der Vorschriften über 
d m  2wangM*«atr«^ulailOÄ ae» überschreiten der Hegel Studienzeit {§ 17 Abs.

b w  4 HM},.nicht- aber eine Änderung von § 16 Abs. 3 HR6 (Anlage 2),. Dieser 
Paragraph hierhin für alle Bundeslünder die Verpflichtung» 1n den
früflî fpsordftungen 1 nsttn für die Meldung zur Prüfling- in direkte« Zusammen“ 
hang a fi der RegilStudienzeit festzulegen,.Die lendes-ASten-Kowferenz befttrdi* 
tat daher * daß dW 'Studenten' - de« Gesetzeswortlaut zufolgt «über die PHI- 
fuf^wrUip^tts m ’* im n m  gezwungen wären, sich nach Ablauf der Ragelstudlen- 

■ zeit des Grund- fear. Hauptsfeudiums zur Vor- bzw. Abschlußprüfung zu «leiden. • 
kan« d e hlchMnhel tuhg-dtr Prüfungsmeldefristen nach de« HRS-Anderungs- 

gesetl w ^ M ,»ehr mit der Ztaangsexaitiikuletlon geahndet werden» wohl aber
maligen Nichtbestehen der Prüfung. Diese Auffassung der hes- 

St nicht aus der tuft gegriffen, well die Regelung 
r'dts - igen cMSes tehens einer Prüfung wegen Fristüberschreitung schon

Jahrelang «•*vu g« letztlche Grundlage durch die von Kultusmlnlsterkonferenz 
«na 'm ::. ;<:■■: ■:■■.’ ?>■::.■■'Sekt©.,enkonfertnz am 21.3.1975 beschlossenen ^Allgemeinen

?.N l̂iü r̂üfungsordnunge»* ln Kraft war. So lautete f  3 Abs. 3 
dieser Besvifflnor-gen 1« der Fassung ve* 21.3.1975: *Die besonderen Prüflings»

bM «kw Fall« b*ß ein Student sich zu« letzten Teil der Dipl««* 
Ende des 5. Semesters geweidet hat, bestimmen, daß 
i erstmals nicht bestanden g ilt.

Die hessischen Studentei^cisatten sehen daher 1» vorliegenden HRG-Andarungs- 
gesetz keine wirke« Abschaffung der Zwangsesanatrlkulatlon. Durch das Fest» 
halten mPrüfunpÄldefrlstah kann diese nun in die Sanktionen Individuellen 
Prüfung «mögt«. durch Fristüberschreitung verwandelt werden. An dieser Ein- 

Atzung de - lentenschafteh Bildert auch die /vom Bundesrat in der Begründung 
sus Gesetzentwurf abgegebene Beteuerung nichts, 8die .... weiterhin vorge­
sehenen Fristen für' dl© Meldung zur Prüfung.erhaltm nunmehr ... den Charakter 
ran Sollfriste«0 (Bundestag s-Oreefcs. 8/3274 v. 17.10.1979, S. 5). Denn «ach 
der stlndlgen Rechtsprechung der Verw, dfaingsgerichte bedeutet eine Soll-Vor- 
■ schritt die förmiierung ei her Pflicht, von der nur ausnahmsweise und mit be­
sonderer Begründung abgewichen werden darf.

n



01« hessischen Stödwtwid»fteii fordert daher Buv . .
mf, in.der konmden ifltjlitwparii»« ? .-•<**sw-r -■■ »<i- «#
über die Pflicht' aur Aufnahme von JMtfuhgsraeldefrSstew ta Prüfungsordnungen 
ui streichen*
Was den hessischen Gesetzgeber angeht, so fordert dt® Lafräes-AStan-KOnfelrenz 
die Abgeordneten des Hessischen Landtages.aufs, dis ;r-en 0«!
dungspolItfkern abgegebene Beteuerung, die 1s Hochscfcu? ■ aksenge»«** •«•r&Jie? 
benem PrQfungsmeldeftflsten seien ebne negotii.« Auswirkung*» für die Studentm« 
bei der nun fälligem Novellierung des Hessischen Hochs* ••;.̂ vc-/.ä  m #:/<- 
liehen» Konkret fordert die landes-ASten-Koofernz,, daß •■■; f-. v-o> .> *:aerr^*«i 
1m novellierten Hessischen Hochschulgeseta fo'̂ drijcki... ?" g» -1 u<
die Meldung aur Prüfung® bezeichnet werden f- 8* a - ■ *•* i ietzlk n
Fonsuler ung ist eindeutig ausgeschlossen, daß auf dem iaweg über Prüfungen»!- 
defrlsten doch Sanktionen «regen Oberschreitun der Rege!«Studienzeit beihehaltMi 
werden» Anderenfalls sähen die Studentenschaften in der vom dubel der Bildungs- 
Politiker begleiteten Streichung der .ZWahgsejontrlkulatian aus dem Hochschule 
rihnengesetz lediglich ein gigantisches Tä'uschungm’-nf*'.■ .w> «eg
der Studenten im Vorfeld der BundestagswahlyB

2 Anlagen

Sprecherin der Landes-Konferenz 
der hessischen Allgemeinen Studenten­
ausschüsse
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Gesetz
zur Änderung des Hochschulrahmengesetzes

Vom 6. März 1980

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 2. In § 72 wird Absatz 3 gestrichen.

Artikel 1

Das Hochschulrahmengesetz vom 26. Januar 1976 
(BGBl, i S. 185) wird wie folgt geändert:

1. § 17 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Vorzeitiges Ablegen der Prüfung“.

b) In Absatz 1 wird das Absatzzeichen „(1)" gestri­
chen.

c) Die Absätze 2 bis 4 werden gestrichen.

Artikel 2 

Berlin-Klausel

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des 
Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Berlin.

Artikel 3 

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates 
sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und 
wird im Bundesgesetzblatt verkündet.

Bonn, den 6. März 1980

Der B undespräsident 
C a r s t e n s

Der Bundeskanzler 
S c h m i d t

Der Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaf t  

S c h m u d e



I tiocnscnui
« rahmengesetz

______________ vom 26. Januar 1976_______________ _

§16

Prüfungsordnungen

(<)
( «  . . .

(3) Die Prüfungsordnung bestimmt die Regelstudien­
zeit {§ 10 Abs. 2 bis 4). Sie legt Fristen für die Meldung 
zur Prüfung sowie Bearbeitungszeiten für die Anferti­
gung schriftlicher Prüfungsarbeiten fest. Prüfungsanfor­
derungen und -verfahren sind so zu gestalten, daß die 
Abschlußprüfung grundsätzlich innerhalb der Regelstu­
dienzeit. spätestens aber sechs Monate nach ihrem 
Ablauf abgenommen wird.

§17

Prüfungsfristen

(1) Hochschulprüfungen .können vor Ablauf der für die 
Meldung festgelegten Frist (§ 16 Abs. 3 Satz 2) abgelegt 
werden, sofern die für die Zulassung zur Prüfung erfor­
derlichen Leistungen nachgewiesen sind.

(2) Überschreitet ein Student die in der Prüfungsord­
nung festgelegte Frist für die Meldung zu einer Vor-, 
Zwischen- oder Abschlußprüfung, wird er von der hierfür 
zuständigen Stelle aufgefordert, sich zur Prüfung zu 
melden. Auf seinen Antrag ist ihm eine Nachfrist von 
sechs Monaten einzuräumen. Bei Vorliegen besonderer 
Gründe kann eine längere Nachfrist eingeräumt werden; 
die Gesamtdauer der Nachfrist darf zwölf Monate nicht 
überschreiten, wenn der Student die Gründe zu vertre­
ten hat.

(3) Meldet sich ein Student nach der Aufforderung 
nicht zur Vor-, Zwischen- oder Abschlußprüfung, ohne 
eine Nachfrist beantragt zu haben, oder hält er eine ihm 
gesetzte Nachfrist nicht ein, erlöschen seine Rechte aus 
der Einschreibung; in Fällen sozialer Härte können ihm 
mit der Einschreibung verbundene soziale Vergünsti­
gungen für ein weiteres Jahr belassen werden. Ein nach 
Maßgabe der jeweiligen Prüfungsordnung bestehender 
Anspruch auf Zulassung zur Prüfung bleibt unberührt; 
die Benutzung von Hochschuleinrichtungen soll nach nä­
herer Vorschrift des Landesrechts in dem für die Able­
gung der Prüfung erforderlichen Umfang ermöglicht 
werden.

(4) Für die Überschreitung einer Frist, die in einer 
Ordnung für staatliche Prüfungen für die Meldung zu 
einer Vor-, Zwischen- oder Abschlußprüfung festgelegt 
ist, gelten Absätze 2 und 3 entsprechend.

Anpassungsfristen

W  • • •
( ! / - •

(3) § 17 Abs. 2 bis 4 ist erstmals auf Studenten anzu­
wenden, die ihr Studium unter der Geltung einer den 
Anforderungen des § 11 entsprechenden Studienord­
nung, spätestens jedoch zwei Jahre nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes begonnen haben. Für Studenten, die 
ihr Studium vor diesem Zeitpunkt begonnen haben, blei­
ben bestehende landesrechtliche Regelungen hinsicht­
lich der Überschreitung von Studienzeiten unberührt.
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Anlage 2 zur Presse­

erklärung der Landes- 

ASten-Konferenz 
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